
Synopse

Teilrevision des Gesetzes über die Staats- und Gemeindesteuern

Teilrevision des Gesetzes über die Staats- und Gemeindesteuern 
(Steuergesetz, StG)

Der Kantonsrat von Solothurn,

gestützt auf Artikel 131 bis 134 der Verfassung des Kantons Solothurn (KV) vom 
8. Juni 19861),
nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des Regierungsrates vom ..... 
2012 (RRB Nr. 2012/....),

beschliesst:

I.

Der Erlass Gesetz über die Staats- und Gemeindesteuern (Steuergesetz) vom 
1. Dezember 1985 (Stand 1. Januar 2012) wird wie folgt geändert:

§ 10
b) Andere steuerbare Werte

1 Natürliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der 
Schweiz sind aufgrund wirtschaftlicher Zugehörigkeit steuerpflichtig, wenn sie

a) im Kanton eine Erwerbstätigkeit ausüben;

b) als Mitglieder der Verwaltung oder Geschäftsführung von juristischen Personen 
mit Sitz oder Betriebsstätte im Kanton Tantiemen, Sitzungsgelder, feste Ent-
schädigungen oder ähnliche Vergütungen beziehen;

b) als Mitglieder der Verwaltung oder Geschäftsführung von juristischen Personen 
mit Sitz oder Betriebsstätte im Kanton Tantiemen, Sitzungsgelder, feste Ent-
schädigungen, Mitarbeiterbeteiligungen oder ähnliche Vergütungen beziehen;

c) Gläubiger oder Nutzniesser von Forderungen sind, die durch Grund- oder 
Faustpfand auf solothurnischen Grundstücken gesichert sind;

d) Pensionen, Ruhegehälter oder andere Vergütungen erhalten, die aufgrund ei-
nes früheren öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnisses von einem Arbeitgeber 
oder einer Vorsorgekasse mit Sitz im Kanton ausgerichtet werden;

1) BGS 111.1.
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e) für Arbeit im internationalen Verkehr an Bord eines Schiffes oder eines Luft-
fahrzeuges oder bei einem Transport auf der Strasse Lohn oder andere Vergü-
tungen von einem Arbeitgeber mit Sitz oder Betriebsstätte im Kanton erhalten;

f) Leistungen aus schweizerischen privatrechtlichen Einrichtungen der beruflichen 
Vorsorge oder aus anerkannten Formen der gebundenen Selbstvorsorge erhal-
ten;

g) …

h) solothurnische Liegenschaften vermitteln oder damit handeln.

2 Kommen die Entgelte nicht den genannten Personen, sondern Dritten zu, so 
sind diese hiefür steuerpflichtig.

§ 22
2. Unselbständige Erwerbstätigkeit

§ 22
2. Unselbständige Erwerbstätigkeit
a) Grundsatz

1 Steuerbar sind alle Einkünfte aus privatrechtlichem oder öffentlich-rechtlichem 
Arbeitsverhältnis mit Einschluss der Nebeneinkünfte wie Entschädigungen für 
Sonderleistungen, Tag- und Sitzungsgelder, Provisionen, Zulagen, Dienstalters- 
und Jubiläumsgeschenke, Gratifikationen, Trinkgelder, Tantiemen und andere 
geldwerte Vorteile, soweit sie nicht Auslagenersatz darstellen.

1 Steuerbar sind alle Einkünfte aus privatrechtlichem oder öffentlich-rechtlichem 
Arbeitsverhältnis mit Einschluss der Nebeneinkünfte wie Entschädigungen für 
Sonderleistungen, Tag- und Sitzungsgelder, Provisionen, Zulagen, Dienstalters- 
und Jubiläumsgeschenke, Gratifikationen, Trinkgelder, Tantiemen, geldwerte 
Vorteile aus Mitarbeiterbeteiligungen und andere geldwerte Vorteile, soweit sie 
nicht Auslagenersatz darstellen.

2 …

3 Kapitalabfindungen bei Beendigung eines Dienstverhältnisses werden nach § 
46 besteuert.

§ 22bis

b) Mitarbeiterbeteiligungen

1 Als echte Mitarbeiterbeteiligungen gelten

a) Aktien, Genussscheine, Partizipationsscheine, Genossenschaftsanteile oder 
Beteiligungen anderer Art, die die Arbeitgeberin, deren Muttergesellschaft oder 
eine andere Konzerngesellschaft den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern abgibt;
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b) Optionen auf den Erwerb von Beteiligungen nach Buchstabe a.

2 Als unechte Mitarbeiterbeteiligung gelten Anwartschaften auf blosse Bargeldab-
findungen.

§ 22ter

c) Einkünfte aus echten Mitarbeiterbeteiligungen

1 Geldwerte Vorteile aus echten Mitarbeiterbeteiligungen, ausser aus gesperrten 
oder nicht  börsenkotierten Optionen, sind im Zeitpunkt des Erwerbs als Einkom-
men aus unselbstständiger Erwerbstätigkeit steuerbar. Die steuerbare Leistung 
entspricht deren Verkehrswert vermindert um einen allfälligen Erwerbspreis.

2 Bei Mitarbeiteraktien sind für die Berechnung der steuerbaren Leistung Sperr-
fristen mit einem Diskont von 6 Prozent pro Sperrjahr auf deren Verkehrswert zu 
berücksichtigen. Dieser Diskont gilt längstens für zehn Jahre.

3 Geldwerte Vorteile aus gesperrten oder nicht börsenkotierten Mitarbeiteroptio-
nen werden im Zeitpunkt der Ausübung besteuert. Die steuerbare Leistung ent-
spricht dem Verkehrswert der Aktie bei Ausübung vermindert um den Aus-
übungspreis

§ 22quater

d) Einkünfte aus unechten Mitarbeiterbeteiligungen

1 Geldwerte Vorteile aus unechten Mitarbeiterbeteiligungen sind im Zeitpunkt ih-
res Zuflusses steuerbar.

§ 22quinquies

e) Anteilsmässige Besteuerung

1 Hatte der Steuerpflichtige nicht während der gesamten Zeitspanne zwischen Er-
werb und Entstehen des Ausübungsrechts der gesperrten Mitarbeiteroptionen (§ 
22ter Absatz 3) steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz, so 
werden die geldwerten Vorteile daraus anteilsmässig im Verhältnis zwischen der 
gesamten zu der in der Schweiz verbrachten Zeitspanne besteuert.

§ 32
II. Steuerfreie Einkünfte
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1 Steuerfrei sind

a) Vermögensanfall infolge Erbschaft, Vermächtnis, Schenkung oder güterrechtli-
cher Auseinandersetzung;

b) Vermögensanfall aus rückkaufsfähiger privater Kapitalversicherung, ausge-
nommen aus Freizügigkeitspolicen; § 26 Absatz 1 Buchstabe a bleibt vorbehal-
ten;

c) Kapitalleistungen, die bei Stellenwechsel vom Arbeitgeber oder von Einrichtun-
gen der beruflichen Vorsorge ausgerichtet werden, soweit sie der Empfänger in 
der Regel innert Jahresfrist zum Einkauf in eine steuerbefreite Einrichtung der 
beruflichen Vorsorge in der Schweiz oder zum Erwerb einer Freizügigkeitspoli-
ce verwendet;

d) Unterstützungen aus öffentlichen oder privaten Mitteln, insbesondere Stipendi-
en zu Studien- oder Ausbildungszwecken;

e) Leistungen in Erfüllung familienrechtlicher Verpflichtungen und Ersatzleistun-
gen hiefür, ausgenommen die Unterhaltsbeiträge gemäss § 31 Buchstabe f;

f) der Sold für Militär-, Schutz- und Feuerwehrdienst sowie das Taschengeld für 
Zivildienst;

f) der Sold für Militär- und Schutzdienst, das Taschengeld für Zivildienst sowie der 
Sold der Milizfeuerwehrleute bis zu 5'000 Franken jährlich für Dienstleistungen 
im Zusammenhang mit der Erfüllung der Kernaufgaben der Feuerwehr, wie 
Übungen, Pikettdienste, Kurse, Inspektionen und Ernstfalleinsätze zur Rettung, 
Brandbekämpfung, allgemeinen Schadenwehr und Elementarschadenbewälti-
gung; steuerbar sind jedoch Pauschalzulagen für Kader sowie Funktionszula-
gen und Entschädigungen für administrative Arbeiten und für Dienstleistungen, 
welche die Feuerwehr freiwillig erbringt;

g) Genugtuungsleistungen;

h) der Erlös aus Bezugsrechten, sofern die Vermögensrechte zum Privatvermö-
gen gehören;

i) Einkünfte, die aufgrund der Bundesgesetzgebung über Ergänzungsleistungen 
zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung anfallen;
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k) Zahlungen für die Deckung von Heilungskosten;

l) Zahlungen für Sachschäden im beweglichen Privatvermögen;

m) die bei Glücksspielen in Spielbanken gemäss Bundesgesetz über Glücksspie-
le und Spielbanken1) erzielten Gewinne.

§ 48
I. Gegenstand

1 Der Steuer unterliegen

a) Gewinne aus der Veräusserung von Grundstücken des Privatvermögens, so-
weit sie nicht nach § 24 Absatz 3 Buchstabe b besteuert werden;

b) Gewinne aus der Veräusserung von Grundstücken eines land- oder forstwirt-
schaftlichen Betriebs, soweit sie nicht nach § 24 Absatz 3 Buchstabe a besteu-
ert werden;

c) Gewinne aus dem Handel mit Grundstücken, wenn im Kanton lediglich eine 
Steuerpflicht nach § 9 Buchstabe c besteht;

Text entfernt.

d) Gewinne aus der Veräusserung von Grundstücken von Anstalten und Stiftun-
gen des Staates und der Gemeinden, die wirtschaftliche Zwecke verfolgen;

e) Gewinne aus der Veräusserung von Grundstücken der in § 90 Absatz 1 Buch-
stabe e-ibis genannten juristischen Personen und der kollektiven Kapitalanla-
gen gemäss § 90 Absatz 1 Buchstabe l.

2 Als Grundstücke gelten

a) die Grundstücke im Sinne von Artikel 655 ZGB2);

b) Rechtsameanteile im Sinne von § 45 des Einführungsgesetzes zum ZGB vom 
4. April 19543);

1) SR 935.52.
2) SR 210.
3) BGS 211.1.
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c) Bauten auf fremdem Boden, ausgenommen Fahrnisbauten.

3 Den Grundstücken sind Grundstücksanteile gleichgestellt.

§ 57
VI. Steuerberechnung 
1. Abzug nach Besitzesdauer

1 Der steuerbare Gewinn wird nach einer Besitzesdauer von 5 Jahren um je 2% 
für jedes weitere Jahr reduziert, höchstens um 50% nach einer Besitzesdauer 
von 30 Jahren.

2 Absatz 1 ist nicht anwendbar auf Grundstückgewinne im Sinne von § 48 Absatz 
1 Buchstaben c und d.

2 Absatz 1 ist nicht anwendbar auf Grundstückgewinne im Sinne von § 48 Absatz 
1 Buchstabe d.

3 Als Beginn und Ende der Besitzesdauer gelten 

a) das Datum der öffentlichen Beurkundung;

b) bei Fehlen einer öffentlichen Beurkundung: der Zeitpunkt des Übergangs der 
Verfügungsgewalt, im Fall von Dienstbarkeiten der Zeitpunkt des Vertragsab-
schlusses;

c) bei Überführung von Geschäftsvermögen in das Privatvermögen und umge-
kehrt: der Zeitpunkt der Überführung.

4 Bei Erwerb durch steueraufschiebende Veräusserung wird für die Berechnung 
der Besitzesdauer auf die letzte steuerbegründende Veräusserung abgestellt.

§ 67
4. Wertpapiere, Forderungs- und Beteiligungsrechte im Privatvermögen

1 Für Wertpapiere, Forderungs- und Beteiligungsrechte mit Kurswert gilt dieser 
als Verkehrswert.

2 Für Wertpapiere, Forderungs- und Beteiligungsrechte ohne Kurswert ist der 
Verkehrswert zu schätzen, wobei für Beteiligungsrechte der Ertrags- und Sub-
stanzwert des Unternehmens angemessen zu berücksichtigen sind.
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2bis Bei Mitarbeiterbeteiligungen, die im Zeitpunkt des Erwerbs als Einkommen be-
steuert werden, wird einer Sperrfrist mit einem angemessenen Einschlag vom 
Verkehrswert Rechnung getragen.

2ter Gesperrte oder nicht börsenkotierte Mitarbeiteroptionen sowie unechte Mitar-
beiterbeteiligungen unterliegen nicht der Vermögenssteuer, sind jedoch ab Zutei-
lung im Wertschriftenverzeichnis aufzuführen.

3 Ist die Summe der Erträge aus Wertpapieren, Forderungs- und Beteiligungs-
rechten in der Steuerperiode, kapitalisiert zu dem am Ende der Steuerperiode 
geltenden durchschnittlichen Zinssatz für Spareinlagen, niedriger als der Ver-
kehrswert, so gilt das Mittel beider Werte als Vermögenssteuerwert.

4 Bei Anteilen an kollektiven Kapitalanlagen mit direktem Grundbesitz ist die 
Wertdifferenz zwischen den Gesamtaktiven der kollektiven Kapitalanlage und ih-
rem direktem Grundbesitz steuerbar.

§ 71
IV. Steuerberechnung 
1. Sozialabzüge

1 Für die Steuerberechnung werden vom Reinvermögen abgezogen

a) 100’000 Franken für in ungetrennter Ehe lebende Steuerpflichtige sowie für 
verwitwete, getrennt lebende, geschiedene und ledige Steuerpflichtige, die al-
lein mit Kindern zusammenleben, für die ein Abzug nach § 43 Absatz 1 Buch-
stabe a gewährt wird;

b) 60'000 Franken für die andern Steuerpflichtigen;

c) 20'000 Franken für jedes Kind und jede erwerbsunfähige oder beschränkt er-
werbsfähige Person, für die ein Abzug nach § 43 Absatz 1 Buchstabe a oder d 
gewährt wird.

c) 20'000 Franken für jedes Kind und jede erwerbsunfähige oder beschränkt er-
werbsfähige Person, für die ein Abzug nach § 43 Absatz 1 Buchstabe a oder d 
gewährt wird, die Hälfte, wenn der Abzug nach § 43 Absatz 1 Buchstabe a auf 
die Eltern aufgeteilt wird.

2 Für Steuerpflichtige mit ungenügendem Reineinkommen und einem Reinvermö-
gen von nicht mehr als 200’000 Franken, die oder deren Ehegatten erwerbsunfä-
hig oder beschränkt erwerbsfähig sind, werden die Sozialabzüge verdoppelt.
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3 Die Sozialabzüge werden nach den Verhältnissen am Ende der Steuerperiode 
oder der Steuerpflicht festgesetzt.

4 Bei teilweiser Steuerpflicht werden die Sozialabzüge anteilmässig gewährt.

§ 114bis

II. Steuerbare Leistungen

1 Die Quellensteuer wird von den Bruttoeinkünften berechnet.

2 Steuerbar sind

a) alle Einkünfte aus Arbeitsverhältnis, mit Einschluss der Nebeneinkünfte wie 
Entschädigungen für Sonderleistungen, Provisionen, Kinder- und andere Zula-
gen, Dienstalters- und Jubiläumsgeschenke, Gratifikationen, Trinkgelder, Tan-
tiemen und andere geldwerte Vorteile;

a) alle Einkünfte aus Arbeitsverhältnis, mit Einschluss der Nebeneinkünfte wie 
Entschädigungen für Sonderleistungen, Provisionen, Kinder- und andere Zula-
gen, Dienstalters- und Jubiläumsgeschenke, Gratifikationen, Trinkgelder, Tan-
tiemen, geldwerte Vorteile aus Mitarbeiterbeteiligungen und andere geldwerte 
Vorteile;

b) alle an die Stelle des Erwerbseinkommens tretenden Ersatzeinkünfte aus Ar-
beitsverhältnis sowie aus Kranken-, Unfall-, Invaliden- und Arbeitslosenversi-
cherungen. Insbesondere gehören dazu Taggelder, Entschädigungen, Teilren-
ten und an deren Stelle tretende Kapitalleistungen.

3 Naturalleistungen und Trinkgelder werden in der Regel nach den für die eidge-
nössische Alters- und Hinterlassenenversicherung geltenden Ansätzen bewertet.

§ 115ter

III. Organe juristischer Personen

1 Im Ausland wohnhafte Mitglieder der Verwaltung oder der Geschäftsführung 
von juristischen Personen mit Sitz oder tatsächlicher Verwaltung im Kanton, sind 
für die ihnen ausgerichteten Tantiemen, Sitzungsgelder, festen Entschädigungen 
und ähnlichen Vergütungen steuerpflichtig.

1 Im Ausland wohnhafte Mitglieder der Verwaltung oder der Geschäftsführung 
von juristischen Personen mit Sitz oder tatsächlicher Verwaltung im Kanton, sind 
für die ihnen ausgerichteten Tantiemen, Sitzungsgelder, festen Entschädigun-
gen, Mitarbeiterbeteiligungen und ähnlichen Vergütungen steuerpflichtig.

2 Im Ausland wohnhafte Mitglieder der Verwaltung oder der Geschäftsführung 
ausländischer Unternehmungen, welche im Kanton Betriebsstätten unterhalten, 
sind für die ihnen zu Lasten dieser Betriebsstätten ausgerichteten Tantiemen, 
Sitzungsgelder, festen Entschädigungen und ähnlichen Vergütungen steuer-
pflichtig.

2 Im Ausland wohnhafte Mitglieder der Verwaltung oder der Geschäftsführung 
ausländischer Unternehmungen, welche im Kanton Betriebsstätten unterhalten, 
sind für die ihnen zu Lasten dieser Betriebsstätten ausgerichteten Tantiemen, Sit-
zungsgelder, festen Entschädigungen, Mitarbeiterbeteiligungen und ähnlichen 
Vergütungen steuerpflichtig.
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3 Die Steuer beträgt 15% der Bruttoeinkünfte einschliesslich aller Zulagen und 
Nebenbezüge. Dazu gehören auch die Entschädigungen, die nicht dem Steuer-
pflichtigen selber, sondern einem Dritten zufliessen.

§ 115octies

VIII. Empfänger von Mitarbeiterbeteiligungen

1 Im Ausland wohnhafte Personen unterliegen für geldwerte Vorteile aus gesperr-
ten oder nicht börsenkotierten Mitarbeiteroptionen im Zeitpunkt der Ausübung ei-
nem Steuerabzug an der Quelle.

2 Die geldwerten Vorteile sind anteilsmässig steuerbar im Verhältnis zwischen der 
gesamten Zeit vom Erwerb bis zum Entstehen des Ausübungsrechts zu der in 
der Schweiz verbrachten Zeitspanne.

3 Die Steuer beträgt 20% der steuerbaren Einkünfte.

§ 116
VIII. Begriffsbestimmung

1 Als im Ausland wohnhafte Steuerpflichtige nach den §§ 115bis -115septies gelten 
natürliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der 
Schweiz und juristische Personen ohne Sitz oder tatsächliche Verwaltung in der 
Schweiz.

1 Als im Ausland wohnhafte Steuerpflichtige nach den §§ 115bis -115octies gelten 
natürliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der 
Schweiz und juristische Personen ohne Sitz oder tatsächliche Verwaltung in der 
Schweiz.

§ 145
4. Meldepflicht Dritter

1 Den Veranlagungsbehörden haben für jede Steuerperiode eine Bescheinigung 
einzureichen

1 Dem Steueramt haben für jede Steuerperiode eine Bescheinigung einzureichen

a) juristische Personen über die den Mitgliedern der Verwaltung und anderer Or-
gane ausgerichteten Leistungen: Stiftungen reichen zusätzlich eine Bescheini-
gung über die ihren Begünstigten erbrachten Leistungen ein;

b) einfache Gesellschaften und Personengesellschaften über alle Verhältnisse, 
die für die Veranlagung der Teilhaber von Bedeutung sind, insbesondere über 
ihren Anteil am Einkommen und Vermögen der Gesellschaft;
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c) Einrichtungen der beruflichen Vorsorge und der gebundenen Selbstvorsorge 
über die den Vorsorgenehmern oder Begünstigten erbrachten Leistungen;

d) die kollektiven Kapitalanlagen mit direktem Grundbesitz über die Verhältnisse, 
die für die Besteuerung des direkten Grundbesitzes und dessen Erträge mass-
geblich sind.

e) 

f) Arbeitgeber, die ihren Angestellten Mitarbeiterbeteiligungen einräumen, über 
alle für deren Veranlagung notwendigen Angaben.

2 Dem Steuerpflichtigen ist ein Doppel der Bescheinigung zuzustellen.

§ 153
II. Pflichten 
1. Des Schuldners der steuerbaren Leistung

1 Der Schuldner der steuerbaren Leistung ist verpflichtet, sämtliche zur richtigen 
Steuererhebung notwendigen Massnahmen zu treffen, insbesondere

a) bei Fälligkeit von Geldleistungen die geschuldete Steuer ungeachtet allfälliger 
Einwände oder Lohnpfändungen zurückzubehalten und bei anderen Leistungen 
(insbesondere Naturalleistungen und Trinkgeldern) die geschuldete Steuer vom 
Steuerpflichtigen einzufordern;

b) dem Steuerpflichtigen eine Aufstellung oder Bestätigung über den Steuerabzug 
sowie auf Verlangen einen Lohnausweis auszustellen;

c) die Steuern periodisch dem Kantonalen Steueramt abzuliefern, mit ihr darüber 
abzurechnen, ihr zur Kontrolle der Steuererhebung Einblick in alle Unterlagen 
zu gewähren und ihr auf Verlangen mündlich oder schriftlich Auskunft zu ertei-
len;

d) Steuerpflichtige, die der nachträglichen Veranlagung (§ 114sexies Abs. 2) unter-
liegen, dem Kantonalen Steueramt alljährlich unaufgefordert zu melden.

e) die anteilsmässigen Steuern auf im Ausland ausgeübten Mitarbeiteroptionen 
zu entrichten; der Arbeitgeber schuldet die anteilsmässige Steuer auch dann, 
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wenn der geldwerte Vorteil von einer ausländischen Konzerngesellschaft aus-
gerichtet wird.

2 Der Steuerabzug ist auch dann vorzunehmen, wenn der Arbeitnehmer in einem 
anderen Kanton Wohnsitz oder Aufenthalt hat.

3 Der Schuldner der steuerbaren Leistung haftet für die Entrichtung der Quellen-
steuer. Liefert er die Steuer nicht ab, haften bei juristischen Personen die verant-
wortlichen Organe, wenn dies auf ihr vorsätzliches oder grobfahrlässiges Verhal-
ten zurückzuführen ist.

4 Bei ordnungsgemässer Mitwirkung erhält er eine Bezugsprovision, deren An-
satz das Finanzdepartement festlegt.

§ 170bis

Ibis. Besondere Fälle

1 Eine Nachsteuer ohne Zins wird von natürlichen Personen erhoben, wenn

a) bei einer interkantonalen Steuerausscheidung Aufwandüberschüsse und Ver-
luste von ausserkantonalen Grundstücken mit Einkünften verrechnet wurden 
und im Belegenheitskanton in den nachfolgenden sieben Steuerperioden steu-
erbare Erträge erzielt werden;

Text entfernt.

b) bei einer internationalen Steuerausscheidung Verluste aus einer ausländischen 
Betriebsstätte mit inländischen Einkünften verrechnet wurden und die 
Betriebsstätte in den sieben folgenden Geschäftsjahren wieder Gewinne erzielt.

§ 214
2. Einsprache und Rekurs

1 Gegen die Veranlagung können der Steuerpflichtige und das Finanzdeparte-
ment beim Kantonalen Steueramt schriftlich Einsprache erheben.
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2 Ist der Verkehrswert streitig, so holt die Veranlagungsbehörde im Einsprache-
verfahren ein Gutachten ein; die Kosten werden nach dem Ausgang des Verfah-
rens auferlegt.

2 Ist der Verkehrswert streitig, so holt die Veranlagungsbehörde im Einsprache-
verfahren ein Gutachten ein; die Kosten werden nach dem Ausgang des Verfah-
rens auferlegt; § 38 Absatz 1 des Verwaltungsrechtspflegegesetzes1) ist anwend-
bar.

3 Gegen den Einspracheentscheid können der Steuerpflichtige und das Finanz-
departement Rekurs beim Kantonalen Steuergericht erheben.

§ 242
2. Einsprache und Rekurs

1 Gegen die Veranlagungsverfügung können der Steuerpflichtige und das Finanz-
departement beim Kantonalen Steueramt Einsprache, gegen deren Einspra-
cheentscheid Rekurs beim Kantonalen Steuergericht erheben.

2 Ist die Bewertung gemäss § 220 im Einspracheverfahren streitig und holt die 
Veranlagungsbehörde ein Gutachten ein, werden die Kosten nach dem Ausgang 
des Verfahrens auferlegt; § 38 Absatz 1 des Verwaltungsrechtspflegegesetzes2) 

ist anwendbar.

II.

Keine Fremdänderungen.

III.

Keine Fremdaufhebungen.

IV.

Die Gesetzesänderung tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.

Solothurn, ....

Im Namen des Kantonsrates
 

1) BGS 124.11.
2) BGS 124.11.
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Christian Imark
Kantonsratspräsident
 
Fritz Brechbühl
Ratssekretär

Dieser Beschluss unterliegt dem .... Referendum.


